
dafür spricht, daß ein soldier Schriftsatz nicht aus­
reicht. Der Gesetzgeber hat aber hier zweifellos an 
den gedacht, der in erster Linie für die Einlegung der 
Berufung in Frage kommt, nämlich den Angeklagten. 
Daß für diesen diese Formvorschrift notwendig ist, 
um eine ordentliche Berufungseinlegung und vor allem 
Begründung zu gewährleisten, bedarf keiner weiteren 
Ausführung. Bei der Abt. Jugendhilfe als einer Aus­
nahme hinsichtlich der zur Berufungseinlegung Be­
rechtigten, die nur in Jugendsachen zum Zuge kommt, 
ist es entscheidend, daß es sich hier um eine Behörde 
handelt. Ihre Rechtsmitteleinlegung muß daher ähnlich 
der des Staatsanwalts betrachtet werden. Bei diesem 
genügt die Einreidiung eines Schriftsatzes. Das muß 
dann aber auch für die Abt. Jugendhilfe gelten, denn 
die bei ihr Tätigen sind in Jugendsachen, auch im 
Jugendstrafrecht, besonders erfahrene Menschen, die 
daher selbst in der Lage sind, sachdienliche Anträge 
zu stellen. Es kann daher nicht gefordert werden, daß 
sie gezwungen werden sollen, ihre Berufung zu Pro­
tokoll der Geschäftsstelle des Gerichts einzureichen. 
Es muß genügen, wenn die zeichnungsberechtigten 
Angestellten dieses Dezernats beim Rat der Stadt bzw. 
des Kreises die Berufungsbegründung unterzeichnen. 
Das ist hier geschehen, und damit ist auch diese Be­
rufung als formgerecht eingelegt anzusehen.

Die beiden Berufungen sind begründet.
Das Urteil und das gesamte Verfahren weisen außer­

ordentlich schwere materiellrechtliche und prozessuale 
Fehler auf.

Da der Angeklagte Jugendlicher ist, durfte er grund­
sätzlich gemäß § 17 JGG nur zu Freiheitsentziehung 
verurteilt werden, nicht aber zu einer Zuchthaus­
strafe. Auch die Bildung einer Gesamtstrafe ist bei 
Vorliegen mehrerer Straftaten bei einem jugendlichen 
Angeklagten grundsätzlich unzulässig. Gemäß § 25 JGG 
durfte nur auf e i n e  Strafe erkannt werden, ohne daß 
für jede strafbare Handlung eine Einzelstrafe ausge­
worfen wird. Auch die Vermögenseinziehung ist bei 
jugendlichen Angeklagten grundsätzlich unzulässig. 
Wenn das Gericht aber schon zur Anwendung des 
allgemeinen Strafrechts bei diesem Angeklagten kam, 
wie es § 24 JGG unter Ausschluß des § 25 JGG 
unter ganz bestimmten Voraussetzungen zuläßt, so 
hätten in dem Urteil darüber gutbegründete Ausfüh­
rungen gemacht werden müssen. Da das Vordergericht 
aber eine derartige Prüfung unterlassen hat, muß dar­
aus geschlossen werden, daß es die besonderen Vor­
schriften des Verfahrens gegen Jugendliche überhaupt 
nicht beachtet hat. Es mußte sich vor allen Dingen 
ganz besonders bei einem Jugendlichen eingehend mit 
dessen Persönlichkeit befassen. Das Urteil läßt eine 
derartige Prüfung aber völlig vermissen. Das Gericht 
hätte dann festgestellt, daß der Angeklagte, wie seine 
Mutter in der Berufungsschrift ausführt, bereits in der 
Schule weit zurückgeblieben und daher in seiner gei­
stigen Entwicklung als unter dem Durchschnitt stehend 
anzusehen ist. Gemäß § 4 JGG kann ein Jugendlicher 
nur dann strafrechtlich zur Verantwortung gezogen 
werden, wenn er zur Zeit der Tat nach seiner sitt­
lichen und geistigen Entwicklung reif genug ist, die 
gesellschaftliche Gefährlichkeit seiner Tat einzusehen 
und nach dieser Einsicht zu handeln. Hierzu wäre es 
erforderlich gewesen, einen Psychiater zu hören, ob 
diese Voraussetzungen des § 4 JGG gegeben sind. Diese 
Frage ist auch deshalb besonders wichtig, weil sich das 
Vordergericht in der erneuten Hauptverhandlung mit 
der eventuellen Anwendung des § 24 Abs. 1 JGG be­
schäftigen muß. Danach ist das allgemeine Strafrecht, 
also das Erwachsenenstrafrecht, dann anzuwenden, 
wenn der Jugendliche der wiederholten Begehung 
schwerer Verbrechen schuldig ist und seine strafrecht­
liche Verantwortlichkeit bejaht wird. Hierbei bleibt 
es unklar, woraus das Gericht seine Kenntnis schöpft, 
daß der Angeklagte wegen versuchten Laubeneinbruchs 
mit vier Wochen Gefängnis vorbestraft ist. Der Straf­
registerauszug weist lediglich einen Suchvermerk der 
Amtsanwaltschaft Berlin NW 40 wegen Diebstahls aus. 
Auf jeden Fall ist es jedoch unrichtig, daß der Ange- 
geklagte von einem Westberliner Gericht zu einer Ge­
fängnisstrafe verurteilt sein soll. In Westberlin gilt 
noch das alte Reichsjugendgerichtsgesetz vom 6. No­
vember 1943, das für Jugendliche nur Jugendgefängnis 
und Jugendarrest kennt. Jugendarrest ist aber keine 
Strafe, sondern nur ein Zuchtmittel. Dieser Lauben­

einbruch dürfte aber auf keinen Fall ein schweres 
Verbrechen im Sinne des § 24 JGG sein. Dennoch muß 
dessen Anwendbarkeit geprüft werden.

Es bleiben demnach als schwere Verbrechen hier 
übrig: Die beiden Raubüberfälle, die Verschiebung des 
Buntmetalls und die Entwendung der Sachen von dem 
LKW des Konsums.

Für eine wiederholte Begehung im Sinne des § 24 JGG 
ist es nicht nötig, daß der Angeklagte wiederholt des­
wegen vor dem Richter gestanden hat, sondern es ge­
nügt, daß er wiederholt solche schweren Verbrechen 
begangen hat, die die Wirtschaftsordnung schwer 
schädigen oder zwar nur persönliches Eigentum und 
persönliche Freiheit angreifen, aber wegen ihrer be­
sonderen Verwerflichkeit, wie dies beim schweren 
Raub der Fall ist, unter empfindliche Strafandrohungen 
gestellt sind. Es könnte also hier durchaus zur Anwen­
dung des § 24 JGG kommen, wenn die strafrechtliche 
Verantwortlichkeit gemäß § 4 JGG bejaht werden 
sollte. Aber selbst dann, wenn das Vordergericht nach 
der erneuten Hauptverhandlung diese Voraussetzungen 
für gegeben ansehen sollte, dürfte die Gesamtstrafe 
für diesen 16jährigen, geistig zurückgebliebenen Ange­
klagten zu hoch sein. Daß eine Gesamtstrafe gebildet 
wurde, ist dann aber, wenn § 24 JGG Anwendung 
findet, richtig, da in diesem Falle ganz allgemein das 
Erwachsenenstrafrecht, also auch die §§ 73 und 74 
StGB, gilt. Das gleiche gilt dann auch für die Vermö­
genseinziehung. ...

Ausweislich des Protokolls hatte der Angeklagte in 
der Hauptverhandlung weder einen Verteidiger noch 
einen Beistand. Dadurch ist § 42 JGG verletzt, wonach 
demAngeklagten entweder ein Verteidiger bestellt werden 
muß oder wenigstens ein vom Gericht zu benennender 
Beistand. In diesem Falle hätte dem Angeklagten sogar 
ein Verteidiger gemäß § 42 Ziff. 1 JGG bestellt werden 
müssen, da die Sache es erforderte. Auch wegen dieser 
Verletzung mußte das Urteil daher aufgehoben werden, 
da ein absoluter Berufungsgrund gemäß § 291 Ziff. 5 
StPO vorliegt. Dem Angeklagten ist daher zu der neuen 
Hauptverhandlung ein Verteidiger beizuordnen.

Außerdem hat das Gericht gemäß § 28 JGG die 
Pflicht, in Jugendgerichtssachen die Jugendgerichts­
hilfe im gesamten Verfahren zur Mitarbeit heranzu­
ziehen. Das ist hier nicht geschehen. Es war zwar in 
der Hauptverhandlung eine Vertreterin der Jugend­
gerichtshilfe anwesend. Laut Protokoll ist ihr aber 
nicht das Wort erteilt worden. Damit ist also auch diese 
Bestimmung verletzt worden, was von der Jugend­
gerichtshilfe mit Recht in der Berufungsschrift gerügt 
wird. Schließlich ist auch der Jugendgerichtshilfe ent­
gegen der Vorschrift des § 36 JGG keine Mitteilung 
von der Eröffnung des Verfahrens gemacht worden.

Es wäre weiterhin erforderlich gewesen, die Erzie­
hungsberechtigten, also die Eltern, zu hören, zumindest 
jedoch die Mutter des Angeklagten. Dieser wäre auch 
die Anwesenheit während der Dauer der Verhandlung 
zu gestatten gewesen. Ein weiterer absoluter Beru­
fungsgrund ist darin zu sehen, daß das Gericht zur 
Urteilsverkündung, wie das Protokoll ausweist, die 
Öffentlichkeit nicht hergestellt hat. Damit ist § 291 
Ziff. 4 StPO verletzt.

Es war auch unzulässig, dem Angeklagen die Unter­
suchungshaft nicht anzurechnen. Der einzige Grund für 
eine solche Nichtanrechnung ist gemäß § 219 Abs. 2 
StPO dann gegeben, wenn der Angeklagte durch sein 
Verhalten die Ermittlungen verzögert hat. Das Gericht 
führt als Grund für die Nichtanrechnung der Unter­
suchungshaft die „Verstocktheit“ des Angeklagten an. 
Dieser Satz der Urteilsgründe steht im Widerspruch 
zu den Feststellungen des Sachverhalts, wonach der 
Angeklagte seine Taten zugegeben hat. Aus dem Urteil 
ist also nicht ersichtlich, warum das Gericht den An­
geklagten für verstockt gehalten hat bzw. inwiefern 
der Angeklagte die Ermittlungen verzögert hat.

§§ 176, 177, 216 Abs. 1, 217, 280 Ziff. 2, 294 StPO; 
§ 2 JGG.

1. Bezieht sich ein Eröffungsbeschluß nur auf einen 
Angeklagten, obwohl Anklage gegen mehrere Täter 
erhoben worden ist, so ist das Hauptverfahren bezüg­
lich der im Eröffnungsbeschluß nicht genannten Ange­
klagten nicht eröffnet worden. Ein gegen sie ergange­
nes Urteil ist aufzuheben.
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